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B-Plan Nr. 2 für das Gebiet Nördlich der Hagenower Straße der Gemeinde Picher, BP 
240044 
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Gewässer I. und II. Ordnung / Abwasser / Niederschlagswasser 
Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen bei Einhaltung nachfolgender Forderungen und 
Hinweise grundsätzlich keine Einwände: 
 
Gewässer I. und II. Ordnung 
Hinweise: 
Durch den B-Plan Nr. 2 für das Gebiet "Nördlich der Hagenower Straße" der Gemeinde 
Picher werden laut den vorgelegten Planungsunterlagen Gewässer 1. Ordnung nicht berührt. 
Die Flurstücke 76/5 und 77/1 tangieren das Gewässer 2. Ordnung (LV 055/013), welches der 
Vorflut des Plangebietes und den nordwestlich gelegenen Grundstücken dient.  
Im Zuge der Erneuerung der K22 erfolgt die Ertüchtigung der Entwässerungsleitung von der 
östlichen Flurstücksgrenze 76/5 kommend, welche in den verrohrten Gewässerabschnitt des 
LV 055/013 mündet. Der Übergang zwischen Einmündung Entwässerungsleitung und LV 
055/013 ist durch einen Kontrollschacht ersichtlich. Der verrohrte Gewässerverlauf beginnt 
auf dem Flurstück 76/5, welcher im Bereich des Flurstückes 77/1 in nordwestlicher Richtung 
in einen offenen Verlauf übergeht.  
 
Abwasser / Niederschlagswasser  
Hinweise: 
Das Planungsgebiet befindet sich im Bereich der zentralen Abwasserentsorgung der 
Gemeinde Picher. Schmutzwasser ist in den öffentlichen Schmutzwasserkanal einzuleiten. 
Eine entsprechende Abstimmung mit dem Eigenbetrieb Picher ist dazu erforderlich. 
 
Aus wasserrechtlicher Sicht ist die Versickerung unverschmutzten Niederschlagswassers 
grundsätzlich möglich. Niederschlagswasser der Dachflächen sowie befestigter Flächen soll 



gemäß § 55 Abs.2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ortsnah versickert, verrieselt oder direkt 
oder über eine Kanalisation in ein Gewässer eingeleitet werden. 
 
Die Versickerung von Niederschlagswasser stellt einen Benutzungstatbestand nach  
§ 9 WHG in Verbindung mit § 5 LWaG dar und ist nach § 8 WHG erlaubnispflichtig. 
 
Wenn eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen ist und sonstige Belange 
nicht entgegenstehen, können die Gemeinden durch Satzung regeln, dass 
Niederschlagswasser außerhalb von Wasserschutzgebieten auf Grundstücken, auf denen es 
anfällt, oder auf besonders hierfür ausgewiesene Flächen erlaubnisfrei versickert werden 
kann (§32 Abs. 4 (LWaG)). 
Da sich das B-Plangebiet außerhalb der Trinkwasserschutzzonen befindet, kann die 
Gemeinde von dieser Ausnahme Gebrauch machen. 
  
Nach § 37 WHG darf der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer 
liegendes Grundstück nicht zum Nachteil eines höher liegenden Grundstücks behindert 
werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer 
liegenden Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert werden. 
 
Die Bauausführung der Versickerungsanlagen hat entsprechend dem Arbeitsblatt DWA – A 
138 zu erfolgen.  
 
Bei der Versickerung von Niederschlagswasser der befestigten Flächen sowie der 
Dachflächen sind die Bodenverhältnisse sowie Grundwasserstände zu beachten. 
Schorcht 
SB Gewässerschutz 
 
Grundwasser- und Bodenschutz 

Auflagen: 

-  Die Arbeiten sind so auszuführen, dass Schadstoffkontaminationen von Boden und 
Grundwasser nicht zu besorgen sind. Sollten dennoch wassergefährdende Stoffe in 
Boden oder Grundwasser gelangen, ist der Schaden sofort zu beseitigen. Auf der 
Baustelle sind ständig Materialien für Sofortmaßnahmen vorzuhalten. Die untere 
Wasserbehörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim (uWb) ist unverzüglich über 
Schadstoffkontaminationen und Sofortmaßnahmen zu informieren.  

- Ergeben sich während der Erdarbeiten konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, sind unverzüglich die Arbeiten 
einzustellen und die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises zu informieren, um die 
weiteren Verfahrensschritte abzustimmen. 

- Eventuell vorhandene Fremdstoffe, Müllablagerungen, etc., die im Zuge der Erdarbeiten 
freigelegt werden, sind einer geordneten Entsorgung zuzuführen. 

- Lagerflächen und Baustellenflächen sind flächensparend herzustellen und 
bodenschonend zu nutzen. 

- Die Zwischenlagerung /Bewertung / Verwertung von Böden hat getrennt nach 
Bodensubstrat zu erfolgen.  

- Bodenmieten sind nicht zu befahren. 
- Beim Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen, Gemischen und Bodenmaterial für z.B. 

Zuwegungen und Stellflächen ist die Verordnung über Anforderungen an den Einbau von 
mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - 
ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), die durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 13. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 186) geändert worden ist" zu beachten. 

- Bei der Bodenverwertung auf landwirtschaftlich genutzten Flächen sind 70% der 
Vorsorgewerte einzuhalten und es ist vorab von der LFB Rostock eine Stellungnahme 
einzuholen und zu beachten.  

- Der schriftliche Nachweis ist auf Verlangen vorzulegen. 



- Nach Abschluss der Baumaßnahme sind die Bodenfunktionen der nur vorübergehend in 
Anspruch genommenen Böden durch ggf. Rückbau nicht mehr erforderlicher 
Befestigungen, Aufbringung abgetragenen Oberbodens und Flächenlockerung 
wiederherzustellen.  

Hinweise: 

- Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich der Erdarbeiten keine schädlichen 
Bodenveränderungen, altlastverdächtigen Flächen bzw. Altlasten bekannt. 

- Vor Grundwasserabsenkungen ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Dazu 
sind die Antragsunterlagen nach vorhergehender Abstimmung zu deren Umfang der uWb 
zur Prüfung vorzulegen.  

- Die Verwertung überschüssigen Bodenaushubs oder Fremdbodens beim Ein- oder 
Aufbringen in die durchwurzelbare Bodenschicht hat unter Beachtung der 
bodenschutzrechtlichen Vorschriften (insbes. §§ 4, 7 Bundesbodenschutzgesetz, §§ 10-
12 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) zu erfolgen. Nach den gesetzlichen 
Vorgaben ist der Boden vorsorgend vor stofflichen und physikalischen 
Beeinträchtigungen (wie Kontaminationen mit Schadstoffen, Gefügeschäden, Erosion, 
Vernässungen, Verdichtungen, Vermischungen unterschiedlicher Substrate) zu schützen. 
Ein baulich in Anspruch genommener Boden sollte nach Abschluss eines Vorhabens 
seine natürlichen Funktionen wieder erfüllen können. 

Krüger 
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Begründung 
Die Auflagen entsprechen dem Vorsorgegrundsatz zum Gewässer- und Bodenschutz und 
sind verhältnismäßig. Sie beruhen auf § 107 Abs. 1 Landeswassergesetz M-V, §§ 5 Abs. 1, 6 
Abs. 1, 100 Abs. 1, 101 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz, §§ 1, 2, 13, 14 
Landesbodenschutzgesetz M-V und §§ 1, 4 Abs. 5, 7 Bundes-Bodenschutzgesetz. 
 
 
 
 
 
 
 


